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Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Eine durch einen Arbeitsunfall wesentlich

verursachte Fahrphobie (ICD-10: F40.2),
die zur vollständigen Aufhebung der
Fähigkeit geführt hat, ein Kfz
selbstständig zu führen, ist mit einer MdE
in Höhe von 20 vH zu bewerten.

Normenkette SGB VII §§ 8, 56

1. Instanz

Aktenzeichen S 36 U 104/19
Datum 23.09.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 151/20
Datum 27.09.2023

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Hannover vom 23. September 2020 aufgehoben und der
Bescheid der Beklagten vom 20. Dezember 2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 9. April 2019 abgeÃ¤ndert.

Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin ab 1. Juli 2018 eine
Verletztenrente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit von 20Â vH
zu gewÃ¤hren.

Die Kosten der KlÃ¤gerin aus beiden RechtszÃ¼gen sind von der
Beklagten zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.
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Â 

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Unfallrente.

Die 1961 geborene KlÃ¤gerin befand sich am 28. Dezember 2015 in ihrem Pkw auf
dem Heimweg von ihrer beruflichen TÃ¤tigkeit als Buchhalterin, als ihr auf der
LandstraÃ�e bei J. (Landkreis K.) auf ihrer Fahrspur ein anderer Pkw entgegenkam
und mit ihrem Fahrzeug frontal zusammenstieÃ�. Sie wurde vom Rettungsdienst in
die unfallchirurgische Klinik der L. Kliniken M. gebracht, wo die Diagnosen:
Â Rippenserienfraktur der 8. bis 10. Rippe links, Mantelpneumothorax links,
Beckenprellung und erstgradiges SchÃ¤delhirntrauma gestellt wurden. Nach
konservativer Therapie wurde sie am 1.Â Januar 2016 aus der stationÃ¤ren
Behandlung entlassen (Entlassungsbericht von Dr.Â  N. vom 30.Â Dezember 2015).

Bei der ambulanten Wiedervorstellung der KlÃ¤gerin am 13. Januar 2016 stellte
Dr.Â  N. ein deutliches posttraumatisches Angst- und Stresssyndrom fest und hielt
eine psychologische Notfallbetreuung fÃ¼r indiziert (Zwischenbericht vom selben
Tag). In der Folgezeit wurde die KlÃ¤gerin wiederholt ambulant und stationÃ¤r
psychotherapeutisch betreut. WÃ¤hrend der ambulanten Behandlung durch die
Psychologische Psychotherapeutin Dipl.-Psych. O., die bei der KlÃ¤gerin eine
Posttraumatische BelastungsstÃ¶rung (PTBS), eine AnpassungsstÃ¶rung und eine
spezifische Phobie (Fahrangst) diagnostizierte (Behandlungsbericht vom 19.Â Januar
2017), wurde ein Fahrtraining begonnen, das auch wÃ¤hrend einer stationÃ¤ren
Behandlung der KlÃ¤gerin in der Klinik P. in Q. weitergefÃ¼hrt wurde (vgl
Entlassungsbericht vom 3.Â November 2017). Im Verlauf der sich anschlieÃ�enden
ambulanten Behandlung bei Dipl.-Psych. R. in der InterdisziplinÃ¤ren
Neuropsychologischen Ambulanz Q., die ebenfalls von therapeutischen Fahrstunden
begleitet wurde, fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin eine Arbeitsbelastungserprobung bei ihrem
Arbeitgeber durch, die im Mai 2018 abgebrochen wurde, weil bei ihr jeweils am
Ende des Arbeitstags wegen der Angst vor dem RÃ¼ckweg ein Leistungsabfall
eingetreten sei (vgl die GesprÃ¤chsvermerke vom 8. und vom 23.Â Mai 2018, S 768
bzw SÂ 783 VA). Im Anschluss erfolgte â�� vom 31.Â Mai bis zum 28.Â Juni
2018Â â�� erneut eine stationÃ¤re Therapie in der Klinik fÃ¼r Psychosomatik des S.
Zentrums fÃ¼r Verhaltensmedizin T., die in ihrem Abschlussbericht vom 26.Â Juli
2018 eine PTBS diagnostizierte und weiteren dringenden therapeutischen
UnterstÃ¼tzungs- und Behandlungsbedarf wegen der Angstsymptomatik angab.

Nachdem die Beklagte die bisherige GewÃ¤hrung von Verletztengeld mit Ablauf des
30.Â Juni 2018 eingestellt hatte (bestandskrÃ¤ftiger Bescheid vom 13.Â Juni 2018),
beantragte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 2.Â Juli 2018 die Zahlung einer
Verletztenrente.

Die Beklagte holte daraufhin ein psychiatrisches Zusammenhangsgutachten der
FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr.Â  U. (mit

                             2 / 12



 

neuropsychologischem Zusatzgutachten von Dipl.-Psych. V. vom 31.Â Oktober
2018) ein. Dr.Â  U. stellte unter dem 28.Â November 2018 die Diagnose einer Pkw-
Fahrangst (als Mitfahrerin bzw Fahrerin; ICD-10: F40.2) und benannte als psychische
Vorerkrankungen eine rezidivierende depressive StÃ¶rung sowie spezifische
Ã�ngste (vor Dunkelheit, Menschenmengen, HÃ¶he, FahrstÃ¼hlen,
Erkrankungen/Krebs) und als Schadensanlage eine PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung
im Sinne einer abhÃ¤ngigen, selbstunsicheren und zwanghaften
GrundpersÃ¶nlichkeit. Das Unfallereignis sei generell geeignet gewesen, eine
spezifische Angst vor der Teilnahme am StraÃ�enverkehr auszulÃ¶sen und eine
erneute depressive Episode im Rahmen der rezidivierenden depressiven StÃ¶rung
zu verursachen. In Bezug auf die depressive Episode sei eine Verschiebung der
Wesensgrundlage mit Abbruch der Belastungserprobung im Mai 2018 eingetreten.
Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) werde ab dem 1.Â Juli 2018 fortlaufend
mit 10Â vH eingeschÃ¤tzt. Mittlerweile sei â��auch im Bezug auf die aktenkundigen
bereits vorbestehenden spezifischen Ã�ngsten von einem Beharrungszustand in
Bezug auf die Pkw-Fahrangst auszugehenâ��; daher werde diesbezÃ¼glich keine
Ã�nderung mehr erwartet. 

Mit Bescheid vom 20. Dezember 2018 erkannte die Beklagte den Unfall vom
28.Â Dezember 2015 als Arbeitsunfall an, lehnte einen Anspruch auf Rente aber ab,
weil die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin nicht um wenigstens 20Â vH gemindert
sei. Als Folgen des Versicherungsfalls erkannte sie eine â��vorÃ¼bergehende
Verschlimmerung der rezidivierenden depressiven StÃ¶rung mit ausgelÃ¶ster
depressiver Episode und Pkw-Fahrangstâ�� an. UnfallunabhÃ¤ngig seien eine
â��rezidivierende (wiederauftretende) depressive StÃ¶rung, chronifizierte
spezifische Ã�ngste sowie anhaltende Pkw-Fahrangst (Beharrungszustand)â��. Der
hiergegen eingelegte Widerspruch der KlÃ¤gerin blieb erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 9.Â April 2019, der KlÃ¤gerin bekannt gegeben am
10.Â April 2019). 

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 10. Mai 2019 Klage zum Sozialgericht (SG)
Hannover erhoben. Die Beklagte gehe zu Unrecht davon aus, dass bei ihr eine
VorschÃ¤digung bestanden habe und diese wesentlich ursÃ¤chlich fÃ¼r ihr
derzeitiges Erkrankungsbild sei. Sie sei vielmehr bis zum Unfall vÃ¶llig gesund
gewesen und eine frÃ¼here depressive Episode sei ausgeheilt gewesen. Sie leide
unter einer dauerhaften PTBS und einer anhaltend schweren AngststÃ¶rung, am
StraÃ�enverkehr teilzunehmen. Selbst als Beifahrerin traue sie sich in der Regel
nicht, weitere Strecken in einem Pkw zurÃ¼ckzulegen. Eine Verschiebung der
Wesensgrundlage bei Abbruch der Belastungserprobung im Mai 2018 kÃ¶nne
keinesfalls gesehen werden. 

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 23. September 2020 abgewiesen.
Die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin aufgrund der Unfallfolgen sei nicht in
rentenberechtigendem Umfang gemindert und ein Anspruch auf Feststellung
weiterer Unfallfolgen bestehe nicht. Nach dem schlÃ¼ssigen und sorgfÃ¤ltigen
Gutachten von Dr.Â  U. werde als unfallbedingt lediglich eine Pkw-Fahrangst
gewertet. Zudem sei das Unfallereignis geeignet gewesen, eine vorÃ¼bergehende
Verschlimmerung der vorbestehenden rezidivierenden depressiven StÃ¶rung im
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Sinne der AuslÃ¶sung einer erneuten depressiven Episode zu bedingen. Die
EinschÃ¤tzung der unfallbedingten MdE mit 10Â vH stehe im Einklang mit der
aktuellen unfallmedizinischen Fachliteratur und den dort niedergelegten
Erfahrungswerten. Dabei werde fÃ¼r eine isolierte spezifische Phobie, die eng
begrenzt sei auf die Arbeitswelt wenig bestimmende Situationen, eine MdE von
10Â vH vorgeschlagen.

Gegen diese ihr am 24. September 2020 zugestellte Entscheidung hat die KlÃ¤gerin
am Montag, dem 26.Â Oktober 2020 Berufung bei dem Landessozialgericht (LSG)
Niedersachsen-Bremen eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung beanstandet sie die seitens
des SG unterbliebene SachverhaltsaufklÃ¤rung und wiederholt im Ã�brigen ihr
Vorbringen aus dem erstinstanzlichen Verfahren.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

1. den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hannover vom 23. September 2020
aufzuheben und den Bescheid der Beklagten vom 20. Dezember 2018 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 9. April 2019 abzuÃ¤ndern,

2. ihr ab 1. Juli 2018 eine Verletztenrente nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit von mindestens 20 vH zu gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Das Urteil des SG und die angefochtenen Bescheide seien rechtmÃ¤Ã�ig. Die
KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente, weil
ihre ErwerbsfÃ¤higkeit infolge des Arbeitsunfalls nicht um wenigstens 20Â vH
gemindert sei. Da sich die Wesensgrundlage der weiter bestehenden
rezidivierenden depressiven StÃ¶rung seit Mai 2018 in eine unfallunabhÃ¤ngige
geÃ¤ndert habe und damit fÃ¼r die Beurteilung der unfallbedingten MdE allein die
Pkw-Fahrangst heranzuziehen sei, sei die MdE dieser isolierten spezifischen Phobie
mit einer MdE iHv 10Â vH zu bewerten. GrÃ¼nde, aus denen sich das Bestehen
einer PTBS ergeben kÃ¶nne, enthalte das gegnerische Vorbringen zudem nicht.

Der Senat hat Befundberichte des Internisten Dr. W. (vom 13.Â April 2021) und der
FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie X. (vom 3.Â Mai 2021) eingeholt,
weiterhin einen Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. Y. (vom
13.Â April 2021), der ua ein Rentengutachten des Nervenarztes Dr.Â  Z. vom
3.Â Oktober 2018 vorgelegt hat. AuÃ�erdem hat er ein
SachverstÃ¤ndigengutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.Â 
AA. (vom 19.Â September 2022, ergÃ¤nzt am 2.Â Mai 2023) eingeholt. Diese ist
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zum Ergebnis gekommen, dass eine bei der KlÃ¤gerin vorliegende spezifische
(isolierte) Phobie in Bezug auf das Autofahren (Fahrphobie; ICD-10: F40.2) mit
Wahrscheinlichkeit durch das Unfallereignis vom 28.Â Dezember 2015 verursacht
worden sei. Die hieraus resultierende unfallbedingte MdE betrage 20Â vH.

Die Beklagte hÃ¤lt demgegenÃ¼ber an ihrer Auffassung fest, die MdE fÃ¼r eine
situative Phobie im Sinne einer Fahrangst sei mit 10Â vH zu bewerten. Im Ã�brigen
sei in Hinblick auf die Fahrangst eine Verschiebung der Wesensgrundlage insofern
eingetreten, als wesentliche Ursache fÃ¼r das dauerhafte Fortbestehen der Phobie
inzwischen nicht mehr der Unfall, sondern ihre bereits vor dem Ereignis gegebene
psychische Erkrankung sei. Hierzu beruft sie sich auf eine Stellungnahme ihres
beratenden Psychologen Dipl.-Psych. AB. vom 16.Â Januar 2023.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Prozessakte und der beigezogenen
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Das SG hat ihre Klage zu
Unrecht abgewiesen.

I. Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§Â 54 Abs 1 S 1
und Abs 4 Sozialgerichtsgesetz ) statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. 

II. Die Klage ist auch begrÃ¼ndet. Die mit dem Bescheid vom 20. Dezember 2018 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 9.Â April 2019 getroffene Entscheidung der
Beklagten, die Zahlung einer Verletztenrente abzulehnen, ist rechtswidrig. Denn die
KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Verletztenrente iHv 20Â vH der
Vollrente.

1. GemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs 1 S 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) haben
Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls (dh eines
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit, vgl Â§Â 7 AbsÂ 1 SGBÂ VII) Ã¼ber die
26.Â Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20Â vH gemindert
ist, Anspruch auf eine Rente. Bei Verlust der ErwerbsfÃ¤higkeit wird Vollrente
geleistet (Â§Â 56 AbsÂ 3 SÂ 1 HalbsÂ 1 SGBÂ VII), bei einer MdE wird eine Teilrente
gewÃ¤hrt (Â§Â 56 AbsÂ 3 SÂ 2 HalbsÂ 1 SGBÂ VII), die in der HÃ¶he des
Vomhundertsatzes der Vollrente festgesetzt wird, der dem Grad der MdE entspricht
(Â§Â 56 AbsÂ 3 SÂ 2 HalbsÂ 2 SGBÂ VII). 

Die MdE richtet sich nach dem Umfang der sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des
kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens ergebenden verminderten
ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens (Â§Â 56 AbsÂ 2
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SÂ 1 SGBÂ VII). Anhaltspunkte fÃ¼r die Bemessung der MdE im Einzelfall bilden die
sogenannten Erfahrungswerte, die sich in der gesetzlichen Unfallversicherung im
Lauf der Zeit bei einer Vielzahl von Unfallfolgen in Gestalt von MdE-Tabellen
herausgebildet haben (stÃ¤ndige Rechtsprechung des Bundessozialgerichts , zB
Urteil vom 20.Â Dezember 2016 â�� B 2 U 11/15 R, SozR 4-2700 Â§Â 56 NrÂ 4). MdE-
Tabellen bezeichnen typisierend das AusmaÃ� der durch eine kÃ¶rperliche, geistige
oder seelische FunktionsbeeintrÃ¤chtigung hervorgerufenen
LeistungseinschrÃ¤nkungen in Bezug auf das gesamte Erwerbsleben und ordnen
kÃ¶rperliche oder geistige FunktionseinschrÃ¤nkungen einem Tabellenwert zu. Die
in den Tabellen und Empfehlungen enthaltenen Richtwerte geben damit auch
allgemeine ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die Auswirkungen bestimmter
BeeintrÃ¤chtigungen auf die ErwerbsfÃ¤higkeit aufgrund des Umfangs der den
Verletzten versperrten ArbeitsmÃ¶glichkeiten wieder und gewÃ¤hrleisten, dass die
Verletzten bei der medizinischen Begutachtung nach einheitlichen Kriterien
beurteilt werden (BSG aaO).

Dabei liegt eine MdE â��infolge eines Versicherungsfallsâ�� nur vor, wenn der
hierfÃ¼r verantwortliche Gesundheitsschaden durch den Versicherungsfall rechtlich
wesentlich verursacht worden ist (vgl BSG, Urteil vom 6.Â September 2018 â�� B 2
U 16/17 R, SozR 4-2700 Â§Â 11 NrÂ 2). In diesem Zusammenhang ist der jeweils
geltend gemachte Gesundheitsschaden im sogenannten Vollbeweis festzustellen 
(vgl BSG, Urteil vom 2.Â November 1999 â�� B 2 U 47/98 R, SozR 3-1300 Â§Â 48
NrÂ 67), wÃ¤hrend fÃ¼r den Nachweis der wesentlichen
UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen dem Versicherungsfall und einem geltend
gemachten Gesundheitsschaden die (hinreichende) Wahrscheinlichkeit â�� nicht
allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit â�� genÃ¼gt, die zu bejahen ist, wenn mehr
fÃ¼r als gegen die Annahme des Ursachenzusammenhangs spricht und ernste
Zweifel hinsichtlich einer anderen Verursachung ausscheiden (vgl BSG, Urteil vom
2.Â November 1999 aaO, mwN). Sind â�� wie hÃ¤ufig â�� mehrere Bedingungen
fÃ¼r den Eintritt des Schadens ursÃ¤chlich im naturwissenschaftlichem Sinn
gewesen, gilt die KausalitÃ¤tslehre der wesentlichen Bedingung. Danach sind nur
die Ursachen wesentlich (und damit rechtserheblich), die rechtlich die Realisierung
einer in den Schutzbereich des jeweils erfÃ¼llten Versicherungstatbestands
fallenden Gefahr darstellen (vgl BSG, Urteil vom 30.Â MÃ¤rz 2017 â�� B 2 U 6/15 R,
SozR 4-5671 AnlÂ 1 NrÂ 1103 NrÂ 1, mwN).

Nach diesen MaÃ�gaben steht zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass der
Arbeitsunfall vom 28.Â Dezember 2015 bei der KlÃ¤gerin eine dauerhafte
Fahrphobie (als Fall einerÂ  spezifischen Phobie, ICD 10: F40.2) wesentlich
verursacht hat (im Folgenden: 2.a). Weitere GesundheitsstÃ¶rungen auf
psychischem Gebiet sind dagegen nicht Folge des Arbeitsunfalls (2.b). Die
Fahrphobie mindert die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin um 20Â vH (3.). 

2.a) aa) Dass der Arbeitsunfall die Fahrphobie der KlÃ¤gerin verursacht hat, ergibt
sich bereits aus dem insoweit bestandskrÃ¤ftigen (Â§Â 77 SGG) Bescheid vom
20.Â Dezember 2018, in dem die Beklagte â�� neben der vorÃ¼bergehenden
Verschlimmerung einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung mit ausgelÃ¶ster
depressiver Episode â�� eine â��Pkw-Fahrangstâ�� als Unfallfolge anerkannt hat. 
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Nur ergÃ¤nzend weist der Senat deshalb darauf hin, dass die Annahme eines
entsprechenden Ursachenzusammenhangs auch in der Sache berechtigt ist. Das
ergibt sich aus den Ã¼berzeugenden Darlegungen der SachverstÃ¤ndigen Dr.Â  AA.
im Gutachten vom 19.Â September 2022. Darin wird zwar darauf hingewiesen, dass
bei der KlÃ¤gerin im Unfallzeitpunkt eine erhÃ¶hte seelische VulnerabilitÃ¤t â�� im
Sinne einer PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung mit Ã¤ngstlichen und zwanghaften
ZÃ¼gen (ICD-10: Z73) â�� bestand. Wie in der Rechtsprechung seit langem
anerkannt ist, schlieÃ�t eine â��abnorme seelische Bereitschaftâ�� die Annahme
einer psychischen Reaktion als Unfallfolge aber nicht aus, weil im Einzelfall nicht
von einem â��fiktiven Durchschnittsmenschenâ�� auszugehen ist, sondern von
dem konkreten Versicherten in seiner individuellen Besonderheit (BSG, Urteil vom
9.Â Mai 2006 â�� B 2 U 1/05 R, SozR 4-2700 Â§Â 8 NrÂ 17, mwN). Eine
entsprechende Veranlagung kann zwar als konkurrierende Mitursache neben dem
Unfallereignis zu wÃ¼rdigen sein und damit ggf der Bejahung eines wesentlichen
Ursachenzusammenhangs zwischen dem Unfallereignis und den psychischen
GesundheitsstÃ¶rungen entgegenstehen (BSG aaO, mwN). Hier hat die
SachverstÃ¤ndige indes nachvollziehbar darauf hingewiesen, dass die KlÃ¤gerin
trotz ihrer Ã¤ngstlichen PersÃ¶nlichkeitsstruktur bis zum 28.Â Dezember 2015 ohne
Probleme in der Lage gewesen ist, tÃ¤glich ihren Arbeits- und Heimweg als Fahrerin
ihres Pkw zu bewÃ¤ltigen und dass sich eine Fahrphobie unter den Ã¼blichen
UmstÃ¤nden des Alltagslebens bei ihr nicht entwickelt hÃ¤tte. Dass der Unfall vom
28. Dezember 2015 fÃ¼r die Entstehung der Fahrphobie somit von zentraler
Bedeutung (im Sinne einer wesentlichen Mitursache) war, ergibt sich nicht zuletzt
aus dem damit verbundenen Erleben erheblichen Schreckens (Entgegenkommen
eines Fahrzeugs auf der eigenen Fahrbahn, FrontalzusammenstoÃ�, Rettungs-
diensteinsatz).

bb) Nicht gefolgt werden kann der Beklagten jedoch, wenn sie die Anerkennung
einer â��anhaltenden Pkw-Fahrangst (Beharrungszustand)â�� als Unfallfolge in
ihrem Bescheid vom 20.Â Dezember 2018 abgelehnt hat.

Schon aus dem der Bescheiderteilung zugrunde liegenden
Zusammenhangsgutachten von Dr.Â  U. ergibt sich kein ausreichender
Anhaltspunkt fÃ¼r eine Differenzierung zwischen anfÃ¤nglicher (unfallbedingter)
und spÃ¤terer (unfallunabhÃ¤ngiger) Pkw-Fahrangst. Dass der auf SÂ 65 des
Gutachtens vom 28.Â November 2018 genannte â��Beharrungszustandâ��
wesentlich unfallunabhÃ¤ngig sein soll, kann den AusfÃ¼hrungen der
SachverstÃ¤ndigen nicht entnommen werden. Vielmehr ist davon auszugehen, dass
Dr.Â  U. mit dem Begriff â��Beharrungszustandâ�� lediglich auf die (auf SÂ 63 des
Gutachtens) von ihr festgestellte Chronifizierung der Pkw-Fahrphobie Bezug nimmt.
Auf die Entwicklung einer Chronifizierung sollen zwar auch die
PersÃ¶nlichkeitsstruktur der KlÃ¤gerin bzw von der SachverstÃ¤ndigen
angenommene vorbestehende chronifizierte spezifische Phobien â��Einfluss
genommen habenâ��. Im Gutachten wird aber an keiner Stelle dargelegt, dass
diese unfallunabhÃ¤ngigen Faktoren damit wesentliche Mitursachen der
chronifizierten Fahrangst geworden sein sollen. Dass Dr.Â  U. die Fahrphobie
vielmehr dauerhaft als Unfallfolge angesehen hat, ergibt sich schon daraus, dass sie
die unfallbedingte MdE fortlaufend mit 10Â vH eingeschÃ¤tzt und damit gerade
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keine Unterscheidung zwischen Anfangsphase und â��Beharrungszustandâ��
getroffen hat. 

Anders als der die Beklagte beratende Psychologe Dipl.-Psych. AB. in seiner
Stellungnahme vom 16.Â Januar 2023 meint, ist Dr.Â  U. in Hinblick auf die
Fahrphobie auch nicht von einer â��Verschiebung der Wesensgrundlageâ��
ausgegangen. Eine solche nimmt sie vielmehr nur bezogen auf die depressive
Episode der rezidivierenden depressiven StÃ¶rung an (SÂ 65 des Gutachtens vom
28.Â November 2018), die sie inzwischen (ua) auf die gescheiterte berufliche
Wiedereingliederung zurÃ¼ckfÃ¼hrt (S 64 des Gutachtens). UnabhÃ¤ngig davon
kann eine Verschiebung der Wesensgrundlage nach der Ã¼berzeugenden aktuellen
Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 6.Â Oktober 2020 â�� B 2 U 10/19 R, SozR
4-2700 Â§Â 73 NrÂ 2) ohnehin nur dann bejaht werden, wenn im jeweiligen
gesundheitlichen Sachverhalt tatsÃ¤chliche Ã�nderungen eingetreten und eindeutig
festgestellt sind. Bleiben die gesundheitlichen Normabweichungen dagegen Ã¼ber
lÃ¤ngere Zeit gleich, kann allein der Hinweis auf den Zeitablauf die Annahme einer
Auswechslung der Verursachungsfaktoren nicht rechtfertigen (BSG aaO, RnÂ 28 f;
die von der Beklagten demgegenÃ¼ber angefÃ¼hrte Ã¤ltere Rechtsprechung,
insbesondere das BSG-Urteil vom 31. Januar 1962 â�� 10 RV 955/58, juris , ist damit
Ã¼berholt). Der Umstand, dass die Angstsymptomatik der KlÃ¤gerin sich nicht
verÃ¤nderbar und therapieresistent gezeigt hat, gibt deshalb fÃ¼r die Annahme
einer Verschiebung der Wesensgrundlage nichts her. Soweit Dipl.-Psych. AB.
schlieÃ�lich ausfÃ¼hrt, die gegenwÃ¤rtig festzustellende â��psychische
Gesamtverfassungâ�� gehe symptomatisch Ã¼ber die Fahrphobie hinaus und sei
Folge der unfallfremd bestehenden Depression bzw der problematischen
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung, es mÃ¶ge aber ein verbleibender unfallbedingter
StÃ¶rungsanteil festzustellen sein, ist dies fÃ¼r die Feststellung von Unfallfolgen
nicht verwertbar. Denn diese hat von den einzelnen, nach einer der internationalen
Diagnosesysteme exakt zu diagnostizierenden psychischen Krankheiten
auszugehen (BSG-Urteil vom 9. Mai 2006 aaO), die nach MaÃ�gabe der unter 1.
angefÃ¼hrtenÂ  KausalitÃ¤tslehre der wesentlichen Bedingung nur einheitlich
entweder als Unfallfolge oder als unfallunabhÃ¤ngig zu qualifizieren sind.

Mit der SachverstÃ¤ndigen Dr.Â  AA. ist deshalb davon auszugehen, dass die
Fahrangst der KlÃ¤gerin auch in ihrer nunmehr vorliegenden Chronifizierung Folge
des Arbeitsunfalls bleibt. Ã�berzeugend hat die SachverstÃ¤ndige insbesondere in
ihrer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 2.Â Mai 2023 dargelegt, dass auch eine
sich aus der PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung der KlÃ¤gerin ergebende
Therapieresistenz nicht zur Verneinung der UnfallkausalitÃ¤t fÃ¼hren kann. Denn
diese Akzentuierung beinhaltet tief verwurzelte charakterimmanente Eigenschaften,
die eine verminderte KompensationsfÃ¤higkeit bedingen und dadurch die
Verarbeitung von Ereignissen, die dem jeweiligen Menschen zustoÃ�en, individuell
prÃ¤gen. Wie jeder Versicherte in der gesetzlichen Unfallversicherung ist auch die
KlÃ¤gerin in dieser individuellen PrÃ¤gung geschÃ¼tzt, wie bereits unter
Bezugnahme auf die BSG-Entscheidung vom 9. Mai 2006 (aaO) dargelegt worden
ist.

b) Weitere durch den Arbeitsunfall vom 28. Dezember 2015 verursachte
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GesundheitsstÃ¶rungen auf psychischem Gebiet liegen entgegen der Auffassung
der KlÃ¤gerin nicht vor. 

aa) Insbesondere kann nicht festgestellt werden, dass sie eine PTBS (ICD-10: F43.1)
erlitten hat. Dies ergibt sich aus dem auch insoweit Ã¼berzeugenden Gutachten
von Dr.Â  AA., die dargelegt hat, dass die klar definierten Diagnosekriterien fÃ¼r
dieses Krankheitsbild nicht vollstÃ¤ndig erfÃ¼llt sind. Nach eingehender Exploration
der KlÃ¤gerin hat die SachverstÃ¤ndige schlÃ¼ssig dargelegt, dass jedenfalls ein
Vermeidungsverhalten, das nach MaÃ�gabe des sogenannten C-Kriteriums
gemÃ¤Ã� ICD-10: F43.1 hierfÃ¼r zu fordern ist, bei ihr nicht vorliegt, weil sie
detailreich, flÃ¼ssig und umfassend Ã¼ber das Unfallerlebnis berichten konnte.
Auch das D-Kriterium (in Gestalt der anhaltenden Wahrnehmung einer erhÃ¶hten
aktuellen Bedrohung mit erhÃ¶hter Wachsamkeit oder einer verstÃ¤rkten
Schreckreaktion auf Reize) ist zu verneinen. Zwar liegen Berichte bzw
Beobachtungen (ua) Ã¼ber hyperaktive Gedanken und innere Anspannung vor,
hierbei handelt es sich nach der sachkundigen EinschÃ¤tzung Dr.Â  AC. aber um
persÃ¶nlichkeitsimmanente Merkmale, die nicht traumabedingt sind.

Damit bestÃ¤tigt die gerichtliche SachverstÃ¤ndige das Ergebnis der im
Verwaltungsverfahren gehÃ¶rten Dr.Â  U., die nach der Anamneseerhebung
ebenfalls die Beschwerdesymptomatik einer PTBS verneint hat. Soweit
demgegenÃ¼ber in einzelnen Behandlungsberichten (zB dem des S. Zentrums fÃ¼r
Verhaltensmedizin in T. ) die Diagnose einer PTBS gestellt worden ist, vermag dies
nicht zu Ã¼berzeugen, weil eine eingehendere Analyse der hierfÃ¼r erforderlichen
Diagnosekriterien dort nicht erstellt worden ist. 

bb) Auch eine bei der KlÃ¤gerin diagnostizierte rezidivierende depressive StÃ¶rung
mit mittelgradigen und schweren Episoden (ICD-10: F33.4) kann â�� mit Ausnahme
der bescheidmÃ¤Ã�ig als Unfallfolge anerkannten vorÃ¼bergehenden
Verschlimmerung, die vor dem hier streitigen Zeitraum einer RentengewÃ¤hrung
bestand â�� nicht als Unfallfolge festgestellt werden. Die SachverstÃ¤ndige Dr.Â 
AA. hat insoweit plausibel dargelegt, dass dieses Krankheitsbild â�� das sich im
Zeitpunkt der Begutachtung bereits zurÃ¼ckgebildet hatte -, schon vor dem
Arbeitsunfall wiederholt manifest geworden war und auf die
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Das gleiche
gilt fÃ¼r die Dysthymia (ICD-10: F34.1), die in den Intervallen zwischen den
depressiven Episoden verbleibt.

cc) Weitere â�� von Dr. U. angenommene â�� phobische Erkrankungen liegen
schlieÃ�lich nicht vor. Dr. U. hat zwar von Ã�ngsten der KlÃ¤gerin vor Dunkelheit,
Menschenmengen, HÃ¶he, FahrstÃ¼hlen und Erkrankungen berichtet. NÃ¤here
Darlegungen dazu, dass diese Ã�ngste die Schwelle zum Pathologischen
Ã¼berschritten haben, kÃ¶nnen ihrem Gutachten aber nicht entnommen werden.
Dr. AA. weist insoweit plausibel darauf hin, dass es sich hierbei nur um
leichtergradige Ã�ngste handelt, die nicht die Kriterien spezifischer phobischer
StÃ¶rungen erfÃ¼llen.

3. Die bei der KlÃ¤gerin dauerhaft vorliegende Fahrphobie fÃ¼hrt zu einer â��
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rentenberechtigendenÂ â�� MdE iHvÂ 20Â vH. 

Auch dies ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats aus dem Gutachten von Dr.Â 
AA.. Die SachverstÃ¤ndige hat nachvollziehbar dargelegt, dass die KlÃ¤gerin
phobische Ã�ngste vor der Teilnahme am regulÃ¤ren StraÃ�enverkehr hat.
Aufgrund dieser hochgradigen Ã�ngste ist sie ausnahmslos und ohne
BeschrÃ¤nkung auf bestimmte Verkehrssituationen nicht in der Lage, ein Fahrzeug
im StraÃ�enverkehr selbststÃ¤ndig zu steuern. Selbst das Mitfahren in einem von
einer anderen Person gesteuerten Fahrzeug ist fÃ¼r sie deutlich angstbesetzt.
Diese Angst kann auch nicht â�� wie Dr.Â  U. meint â�� durch eine vermehrte
Willensanstrengung Ã¼berwunden werden. Dr.Â  AA. hat insoweit plausibel darauf
hingewiesen, dass die Fahrphobie dafÃ¼r zu stark ausgeprÃ¤gt ist. Diese
EinschÃ¤tzung ist schon angesichts der zahlreichen vergeblichen BemÃ¼hungen
Ã¼berzeugend, die KlÃ¤gerin durch Fahrtraining bzw therapeutisch begleitete
Fahrstunden wieder ans Autofahren zu gewÃ¶hnen. Auch der Nervenarzt Dr.Â  Z.
hatte im Ã�brigen in seinem â�� von Dr. Y. vorgelegten â�� Gutachten vom
3.Â Oktober 2018 eine unÃ¼berwindliche Phobie bezÃ¼glich der Benutzung eines
PKW bestÃ¤tigt. 

Wenn die SachverstÃ¤ndige die hierdurch bedingte MdE auf 20 vH schÃ¤tzt, steht
dies mit den unfallmedizinischen Erfahrungswerten in Ã�bereinstimmung. Danach
hÃ¤ngt bei spezifischen Phobien, die auf eine eng begrenzte Situation beschrÃ¤nkt
sind â�� wie im vorliegenden Fall der Fahrphobie: die BeschrÃ¤nkung auf das
Fahren mit dem Pkw -, die HÃ¶he der MdE davon ab, in welchem Umfang die
angstauslÃ¶sende Situation fÃ¼r die Arbeitswelt bestimmend ist. Bei Situationen,
die fÃ¼r die Arbeitswelt wenig bedeutend sind (zB bei einer Flugangst), ist eine MdE
von 0 bis 10Â vH angemessen, bei zentralen Situationen der allgemeinen
Arbeitswelt dagegen eine solche bis 30Â vH (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin,
Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9.Â Aufl 2017, SÂ 171;
Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich, Unfallbegutachtung, 14.Â Aufl 2019, SÂ 323).

Die FÃ¤higkeit, Wege mit dem selbst gesteuerten Pkw zurÃ¼ckzulegen, ist in der
Arbeitswelt aber von zentraler Bedeutung. Zum einen gehÃ¶rt das Autofahren als
unverzichtbarer Bestandteil zu einer groÃ�en Zahl von Berufen. Hierzu zÃ¤hlen
zunÃ¤chst alle Berufe, die der BefÃ¶rderung von Menschen oder Waren dienen, also
zB Taxifahrer, Busfahrer, Lkw-Fahrer, Paketzusteller, Warenauslieferer, Mitarbeiter
von Bringdiensten, Kuriere etc; weiterhin BeschÃ¤ftigungen, bei denen das flexible
Erreichen unterschiedlicher Einsatzorte erforderlich ist, wie zB bei ambulanten
Pflegediensten, Rettungsdiensten, Polizei und Wachdiensten, in der Landwirtschaft,
bei Handwerkern oder in der Baubranche oder bei allen TÃ¤tigkeiten mit externem
Kundendienst; schlieÃ�lich das groÃ�e Feld kaufmÃ¤nnischer TÃ¤tigkeiten mit
GeschÃ¤ftsreisen und AuÃ�endienst (Vertreter). Die Beklagte, die vom Senat auf
diese Berufsbilder mit VerfÃ¼gung vom 29. November 2022 hingewiesen worden
ist, hat EinwÃ¤nde hiergegen nicht erhoben. Die groÃ�e Bedeutung entsprechender
Betriebswege ergibt sich ergÃ¤nzend auch aus dem Ergebnisbericht der vom
Bundesministerium fÃ¼r Verkehr und digitale Infrastruktur im Jahr 2017
durchgefÃ¼hrten Studie â��MobilitÃ¤t in Deutschland â�� MiDâ�� (abrufbar unter
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/mid-ergebnisbericht.pdf). Danach
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fÃ¼hrt an einem mittleren Werktag etwa ein Zehntel der BerufstÃ¤tigen einen
dienstlichen Weg durch, wobei im Mittel an einem Tag mit einem solchen Weg
80Â Kilometer erbracht werden; 16 vH der BerufstÃ¤tigen fÃ¼hren an einem
Werktag regelmÃ¤Ã�ige berufliche Wege (als Paketzusteller, Taxifahrer,
Pflegedienstmitarbeiter oÃ�) durch (Ergebnisbericht S 103 f). Dass die dabei
erforderlichen Wege in der Regel nicht mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln
zurÃ¼ckgelegt werden kÃ¶nnen, bedarf keiner nÃ¤heren BegrÃ¼ndung. 

Zum anderen kann ein erheblicher Teil der im Arbeitsleben BeschÃ¤ftigten ihren
Arbeitsplatz in zumutbarer Zeit nur mit dem Pkw erreichen. Wenn die Beklagte bzw
Dipl.-Psych. AB. darauf hinweisen, dass auch andere MÃ¶glichkeiten bestÃ¼nden,
den Arbeitsweg zurÃ¼ckzulegen, zB mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln, ist dem â��
auch in Ã�bereinstimmung mit den AusfÃ¼hrungen von Dr.Â  AA. â��
entgegenzuhalten, dass es insbesondere in lÃ¤ndlichen Gegenden hÃ¤ufig
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel in ausreichender Zahl oder Frequenz nicht gibt. Auch
die MÃ¶glichkeit, zu Hause zu arbeiten (Home Office), beschrÃ¤nkt sich in der Regel
auf BÃ¼rotÃ¤tigkeiten und hat auch dort Arbeitswege nur zum Teil entbehrlich
gemacht. Auf die individuelle Situation der KlÃ¤gerin kommt es dabei nicht an, weil
die MdE-SchÃ¤tzung nach Â§ 56 Abs 2 S 1 SGB VII abstrakt aufgrund der
VerhÃ¤ltnisse auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens vorzunehmen ist.

Insbesondere der Vergleich mit der Flugangst, die eine in der Arbeitswelt erheblich
seltenere Situation betrifft und nach den oa unfallmedizinischen Erfahrungswerten 
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin aaO; Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich aaO) mit einer
MdE iHv 0 bis 10Â vH einzustufen ist, zeigt danach, dass der vÃ¶llige Ausfall der
FÃ¤higkeit, ein Kfz zu fÃ¼hren, praktisch von erheblich grÃ¶Ã�erer Bedeutung ist
und deshalb eine MdE iHv 20Â vH bedingt. Eine noch hÃ¶here MdE â�� von 30 vH
â�� muss demgegenÃ¼ber auf Phobien beschrÃ¤nkt bleiben, die sich auf noch
hÃ¤ufigere Arbeitssituationen beziehen, etwa bei einer Angst vor geschlossenen
RÃ¤umen (Klaustrophobie). 

Wenn die Beklagte auf anderslautende Gerichtsentscheidungen hinweist, die von
einer MdE von 10Â vH ausgegangen sind (SG Landshut, Urteil vom 5.Â MÃ¤rz 2013
â�� S 15 U 304/12 FdV; Hessisches LSG, Urteil vom 25.Â MÃ¤rz 2014 â�� L 3 U
207/11; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 20.Â Oktober 2022 â�� L 10 U
3619/20; alle juris), kÃ¶nnen diese den Senat nicht Ã¼berzeugen. Denn eine
nÃ¤here Untersuchung der praktischen Bedeutung einer Fahrphobie fÃ¼r das
Arbeitsleben und eine darauf aufbauende Einordnung in die oa Kategorien fÃ¼r die
MdE-Bewertung ist dort unterblieben.

4. Der sich daraus ergebende Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente beginnt mit
dem 1. Juli 2018, nachdem der Anspruch auf Verletztengeld am 30. Juni 2018
geendet hatte (Â§ 72 Abs 1 Nr 1 SGB VII).

III. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs 1 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs 2 SGG), sind nicht ersichtlich.
â��â��â��â��â��â��â��â��-
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